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Tarifvertrag
zur
betrieblichen Altersversorgung und Entgeltumwandlung

fur Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferlnnen
in Berlin, Hamburg, Hessen, Landesteil Westfalen-Lippe

zwischen

der Arbeitsgemeinschaft zur Regelung der Arbeitsbedingungen der
Zahnmedizinischen Fachangestellten/Zahnarzthelferinnen, Rhonestral3e 4, 60528 Frankfurt am Main

und

dem Verband medizinischer Fachberufe e.V., Bissenkamp 12-16, 44135 Dortmund

wird folgender Tarifvertrag zur betrieblichen Altersvorsorge und Entgeltumwandlung fur Zahnmedizini-
sche Fachangestellte/Zahnarzthelferinnen geschlossen:

Praambel

Durch diesen Tarifvertrag wollen die Tarifvertragsparteien einen Beitrag zur Zukunftssicherung von
Zahnmedizinischen Fachangestellten/Zahnarzthelferinnen im Alter leisten, in dem sie die Mdglichkeit
zum Aufbau einer zusatzlichen kapitalgedeckten Altersversorgung schaffen.

§1

Geltungsbereich und Begriffsbestimmung

1 1. Raumlich: a) Furdie Lander Berlin, Hamburg und Hessen
b) Fir den Landesteil Westfalen-Lippe

2. Fachlich: Fir Zahnarztpraxen

3. Personlich: a) Fir Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferinnen’,
und Stomatologische Schwestern
b) Far Auszubildende

2 1. Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferinnen im Sinne dieses Tarifvertrages sind
die Angestellten, deren Tatigkeit dem Berufsbild der Zahnmedizinischen Fachangestell-
ten/Zahnarzthelferin entspricht und die die entsprechende Prufung vor der Zahnéarztekam-
mer bestanden haben. Stomatologische Schwestern sind den Zahnmedizinischen Fachan-
gestellten/Zahnarzthelferinnen gleichgestellt.

2. Dieser Tarifvertrag gilt auch fur die nach §§ 53 und 54 Berufsbildungsgesetz fortgebildeten
Zahnmedizinischen Fachangestellten/Zahnarzthelferinnen und Stomatologischen Schwes-
tern.

§2
Tarifliche Anschubfinanzierung

(1) Die Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferin erhalt zum Aufbau einer betrieblichen
Altersversorgungsleistung nach § 1 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) von ihrem Arbeitgeber eine
Anschubfinanzierung gemaf folgender Staffelung:

"Im nachfolgenden Text wird aus Griinden der Ubersichtlichkeit die weibliche Form verwendet.
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a) Vollzeitbeschaftigte Arbeithehmerinnen erhalten 20 € monatlich.

b) Teilzeitbeschaftigte Arbeitnehmerinnen mit einer vereinbarten Wochenarbeitszeit von 20
Stunden und mehr erhalten 20 € monatlich.

c) Teilzeitbeschaftigte Arbeitnehmerinnen mit einer vereinbarten Wochenarbeitszeit von weni-
ger als 20 Stunden erhalten 10 € monatlich.

d) Auszubildende erhalten nach der Probezeit 20 € monatlich.

(2) Der Anspruch besteht fir jeden Kalendermonat, in dem die Zahnmedizinische Fachangestell-
te/Zahnarzthelferin Anspruch auf Entgelt hat.

Als Zeiten mit Entgeltanspruch gelten insbesondere:

a) Zeiten fur die der Arbeitnehmerin Anspruch auf Fortzahlung des Entgeltes zusteht (z.B. Ur-
laub, entschadigungspflichtige Arbeitsverhinderung).

b) Zeiten der Arbeitsunfahigkeit aufgrund Erkrankung bis zu 6 Wochen je Krankheitsfall, ein-
schlielich moglicher Folgeerkrankungen.

c) Zeiten der Arbeitsunfahigkeit infolge von Arbeitsunféllen.
d) Zeiten des Bezugs von Mutterschaftsgeld.

(3)  Zuden Zeiten ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt zéhlen insbesondere Zeiten der Elternzeit, sofern
keine Teilzeitbeschaftigung ausgelbt wird.

(4) Beginnt oder endet das Beschéftigungsverhaltnis im Laufe eines Kalendermonats, so besteht fir
diesen Monat ein Anspruch auf die Anschubfinanzierung, wenn das Arbeitsverhéltnis mindestens
15 Kalendertage besteht.
Die Anschubfinanzierung ist in diesem Fall in voller Hohe von dem Arbeitgeber zu entrichten.

(5) Beginnt oder endet die Elternzeit im Laufe eines Kalendermonats, so besteht fir diesen Monat ein
Anspruch auf die Anschubfinanzierung, wenn fir mindestens 15 Kalendertage ein Anspruch auf
Mutterschaftsgeld oder Entgelt besteht.

(6) Bei Wechsel des vereinbarten wéchentlichen Stundenumfanges im laufenden Kalendermonat ist
fur diesen Monat, soweit der Stundenwechsel sich auf die Héhe des Altersvorsorgebeitrages
gem. Abs. 1 auswirkt, der héhere Beitrag von dem Arbeitgeber zu entrichten.

(7) Bisher bestehende und vom Arbeitgeber freiwillig gezahlte Arbeitgeberbeitrage, die fur den Auf-

bau einer betrieblichen Altersvorsorge verwendet werden, durfen auf die unter Ziffer 1 geregelte
Anschubfinanzierung nicht angerechnet werden.
Falls eine bestehende Entgeltumwandlung einer Arbeitnehmerin bereits den Férderungshéchst-
betrag nach § 3 Nr. 63 EStG ausschopft, ist diese Entgeltumwandlung auf Wunsch der Arbeit-
nehmerin so zu reduzieren, dass die Anschubfinanzierung von dieser Arbeitnehmerin genutzt
werden kann.

(8) Eine unmittelbare Auszahlung des Arbeitgeberbeitrages zur betrieblichen Altersvorsorge an die
Arbeitnehmerinnen ist grundsatzlich nicht zuléssig.

Eine Auszahlung des laufenden Arbeitgeberbeitrages (Anschubfinanzierung) mit dem Gehalt ist
auf Wunsch der Arbeitnehmerin méglich, falls sie bereits das 50. Lebensjahr vollendet hat.

Satz 1 gilt nicht, wenn es sich um aufgelaufene Arbeitgeberbeitréage fur den Zeitraum zwischen In-
Kraft-Treten dieses Tarifvertrages bzw. dem Beginn des Arbeitsverhaltnisses und dem Beginn der
laufenden Beitragszahlung fir eine arbeitgeberfinanzierte betriebliche Altersversorgung gemafn
diesem Tarifvertrag handelt. Die vor Abschluss des Versicherungsvertrages entstandenen An-
spriiche auf monatliche Anschubfinanzierung sind als Bruttobetrag mit dem Gehalt auszuzahlen.
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(9) Der Anspruch ist unabdingbar und kann weder abgetreten noch beliehen oder verpfandet werden.

(10) Die Anschubfinanzierung zur betrieblichen Altersvorsorge kann nicht fur die staatlich geférderte
Altersvorsorge gem. §§ 10 a, 79 ff. EStG (sog. ,Riester-Rente*) verwendet werden.

§3
Entstehen der Anschubfinanzierung

Der Anspruch auf die Anschubfinanzierung entsteht erstmalig mit In-Kraft-Treten des Tarifvertrages
bzw. mit Beginn des Arbeitsverhaltnisses, soweit der Beginn nach In-Kraft-Treten des Tarifvertrages
liegt.

§4
Falligkeit der Anschubfinanzierung

Die monatliche Arbeitgeberanschubfinanzierung ist mit dem Gehalt fallig.

§5
Anspruch auf Entgeltumwandlung

Zahnmedizinischen Fachangestellte/Zahnarzthelferinnen haben im Rahmen der nachfolgenden Be-
stimmungen einen Anspruch auf Umwandlung kunftiger tariflicher Entgeltbestandteile zugunsten einer
Versorgungszusage zum Zwecke der Altersvorsorge. Der Zahnmedizinischen Fachangestell-
ten/Zahnarzthelferin steht es frei, diesen Anspruch geltend zu machen.

§6
Hohe der Entgeltumwandlung

(1) Die Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferin kann verlangen, dass von ihren kinftigen
Entgeltanspriichen bis zu 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung
der Arbeiter und Angestellten fir betriebliche Altersversorgung verwendet werden. Bemessungs-
grenze ist einheitlich fir das gesamte Bundesgebiet die Beitragsbemessungsgrenze West. Bei
dieser Entgeltumwandlung darf 1/160 der Bezugsgréfie nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches So-
zialgesetzbuch? nicht unterschritten werden.

(2) Die Einzelheiten werden zwischen Arbeitgeber und Zahnmedizinischer Fachangestell-
ten/Zahnarzthelferin auf der Grundlage dieses Tarifvertrages schriftlich vereinbart (Entgeltum-
wandlungsvereinbarung).

(3) Die Entgeltumwandlung kann nicht fir die staatlich geférderte Altersvorsorge gemaR §§ 10 a, 79
ff EStG (sog. Riester-Rente) verwendet werden.

§7
Umwandelbare Entgeltbestandteile

(1)  Bereits fallige Entgeltanspriiche kénnen nicht umgewandelt werden.

(2) Die Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferin kann verlangen, dass ihre kiinftigen An-
spruche auf

a) das 13. Monatsgehalt (besondere Zuwendung) im Sinne des Manteltarifvertrages fur Zahn-
medizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferinnen;

b) die vermdgenswirksamen Leistungen im Sinne des Manteltarifvertrages fur Zahnmedizini-
sche Fachangestellte/Zahnarzthelferinnen;

c) sonstige Entgeltbestandteile vollstandig oder teilweise in eine Anwartschaft auf betriebliche
Altersversorgung umgewandelt werden.

2 zzt. fiir 2007 183,75 €/p Jahr
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§8
Verfahren bei Entgeltumwandlung

(1)  Die Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferin muss den Anspruch auf Entgeltumwand-
lung spatestens 4 Wochen vor dem 1. des Monats, zu dem die Entgeltumwandlungsvereinbarung
zum Zwecke der betrieblichen Altersversorgung in Kraft treten soll, schriftlich geltend machen.

(2) Die Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferin ist an die jeweilige Entscheidung, tarifli-
che Entgeltbestandteile umzuwandeln, fir das laufende Kalenderjahr gebunden, es sei denn, die
persdnlichen Lebens- oder Einkommensverhéltnisse andern sich wesentlich.

(3) Fur die Berechnung anderer gehaltsabhangiger Leistungen oder Anspriiche aus dem Arbeitsver-
héltnis bleiben die Entgelte maRgeblich, die sich ohne Entgeltumwandlung ergeben wiirden.

(4)  Einzelheiten zum Verfahren sind in der Entgeltumwandlungsvereinbarung zu regeln.

§9
Durchfiihrungsweg

(1) Der Arbeitgeber bietet der Zahnmedizinischen Fachangestellten/Zahnarzthelferin die Durchfiih-
rung der betrieblichen Altersvorsorge (Anschubfinanzierung und Entgeltumwandlung) durch eine
Pensionskasse in der Form einer Aktiengesellschaft an.

(2)  Trifft der Arbeitgeber nicht innerhalb von 4 Wochen nach Antragstellung auf Entgeltumwandlung
durch die Arbeitnehmerin bzw. nach Entstehen auf Anspruch auf Anschubfinanzierung eine Ent-
scheidung, hat sie einen Anspruch auf Durchfiihrung der betrieblichen Altersvorsorge in Form ei-
ner Direktversicherung oder Pensionskasse nach ihrer Wahl. Unbeschadet davon ist die Arbeit-
nehmerin gemaR § 17 Uber die Grundzlige der angebotenen betrieblichen Altersversorgung zu
informieren.

§10
Versorgungsleistungen

(1) Die angebotene betriebliche Altersversorgung des Arbeitgebers muss mindestens eine lebens-
lange Altersrente umfassen oder einen Auszahlungsplan mit anschlieBender Altersrente umfas-
sen.

Einzelheiten der Versorgungsleistung (einschlieBlich ggf. zusétzlicher Versorgungsarten) werden
in den Geschéftsplanen, Versicherungsbedingungen und Leistungsbeschreibungen der Pensi-
onskasse, die der Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht mitgeteilt werden, festgelegt.

(2)  Uberschussanteile sind entsprechend den Geschaftsplanen, Versicherungsbedingungen und
Leistungsbeschreibungen der Pensionskasse, die der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungs-
aufsicht mitgeteilt werden, grundsétzlich zur Erhéhung der Versorgungsleistung zu verwenden.

§11
Sofortige Unverfallbarkeit

Die Anwartschaft auf die Versicherungsleistungen aus Entgeltumwandlung sowie die Versorgungszusa-
ge aus Anschubfinanzierung sind ab Vertragsbeginn unverfallbar. Die Zahnmedizinische Fachangestell-
te/Zahnarzthelferin ist auf die Versicherungsleistungen fiir den Erlebens- und Todesfall ab Vertragsbe-
ginn unwiderruflich bezugsberechtigt.

§12
Insolvenzsicherung

Die Insolvenzsicherung der betrieblichen Altersvorsorge nach den vorstehenden Regelungen richtet sich
nach den hierzu geltenden Regelungen gemaR § 7 BetrAVG.
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. §13
Fortfiihrung und Ubertragung der Versorgungsanwartschaft

(1)  Mit dem Versorgungstrager der betrieblichen Altersvorsorge ist zu vereinbaren, dass bei Beendi-
gung des Arbeitsverhéltnisses die Arbeitnehmerin das Recht zur Fortfiihrung der unverfallbaren
Versorgungsanwartschaft mit eigenen Beitrdgen hat.

(2) Bei Einstellung einer Zahnmedizinischen Fachangestellte/Zahnarzthelferin, die bereits Gber eine
Versorgungsanwartschaft in einem versicherungsférmigen Durchfiihrungsweg nach dem BetrAVG
verfugt, ist der Arbeitgeber grundsétzlich verpflichtet auf Verlangen der Zahnmedizinischen Fach-
angestellte/Zahnarzthelferin die betriebliche Altersvorsorge sowohl in Form der Entgeltumwand-
lung, als auch der Anschubfinanzierung in der Pensionskasse bzw., wenn der Arbeitgeber keinen
Durchfiihrungsweg angeboten hat, in Form einer von der Arbeitnehmerin gewahlten Pensions-
kasse oder Direktversicherung innerhalb eines Jahres fortzuftihren.

(3) Sofern der neue Arbeitgeber die Versorgungsanwartschaft Gbernimmt, sind der Arbeitnehmerin
entsprechend § 11 Unverfallbarkeit sowie ein unwiderrufliches Bezugsrecht einzuraumen.

§14
Anrechnung

Durch die im Rahmen dieses Tarifvertrages gewahrten Versorgungsleistungen werden bestehende
weitere Anwartschaften oder Anspriiche auf Leistung der betrieblichen Altersvorsorge nicht nachteilig
beriihrt.

§15
Steuern und Sozialabgaben

(1)  Soweit im Zusammenhang mit der Beitragszahlung zur betrieblichen Altersversorgung Steuern
und/oder gesetzliche Sozialversicherungsbeitrage féllig werden, werden diese entsprechend den
gesetzlichen Regelungen von Arbeitgeber und Arbeitnehmerin getragen.

(2) Bei einer pauschalen Versteuerung von Beitrdgen nach § 40 b EStG, ist die Pauschalsteuer im
Innenverhaltnis zum Arbeitgeber von der Arbeitnehmerin zu tragen.

§16
Informationspflichten

Der Arbeitgeber informiert die Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahnarzthelferin tber die Grundziige
der nach § 9 vereinbarten betrieblichen Altersversorgung durch Entgeltumwandlung und Altersvorsor-
gebeitrag. Der Arbeitgeber hat daftr Sorge zu tragen, dass Informationen der Pensionskasse, insbe-
sondere Auskinfte Uber die gezahlten Beitrdge, den Stand der Anwartschaft sowie die zu erwartenden
Leistungen der Zahnmedizinischen Fachangestellten/Zahnarzthelferin unverziiglich zugeleitet werden.

§17
Ausschlussfristen

Abweichend von § 21 Manteltarifvertrag sind Anspriiche auf die in § 2 dieses Tarifvertrages beschriebe-
ne tarifliche Anschubfinanzierung und Entgeltumwandlung nach § 5 innerhalb einer Frist von 36 Mona-
ten nach Falligkeit schriftlich geltend zu machen.

§18
In-Kraft-Treten und Laufzeit

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 01.07.2007 in Kraft. Unabhéngig vom Vergltungstarifvertrag kann er
mit einer Frist von 3 Monaten zum Jahresende, erstmals zum 31.12.2009 gekiindigt werden. Bis
zum Abschluss eines neuen Tarifvertrages gelten die Bestimmungen des gekundigten Tarifver-
trages weiter, soweit zwischen den Tarifvertragsparteien nichts anderes vereinbart wird.
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(2) Sofern durch gesetzliche Regelungen im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung, des
BetrAVG oder anderer Vorschriften eine Anderung des Tarifvertrages zu den Regelungen zur
Entgeltumwandlung und betrieblichen Anschubfinanzierung notwendig wird, werden die Tarifver-
tragsparteien hierzu in Verhandlungen mit dem Ziel eintreten, die Entgeltumwandlung entspre-
chend den gesetzlichen Vorgaben weiterhin zu erméglichen.

(3) Bei In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages bestehende Betriebsvereinbarungen oder Individualver-
einbarungen zur Entgeltumwandlung sowie zur betrieblichen Altersversorgung sowie Anwart-
schaften aus solchen bleiben durch diesen Tarifvertrag unberiihrt und gelten unveréndert weiter,
kénnen jedoch im gegenseitigen Einvernehmen umgewandelt werden.

Protokolinotiz

Die Umsetzbarkeit des Tarifvertrages zur betrieblichen Altersversorgung und Entgeltumwandlung ist in
Bezug auf die H6he der monatlichen Anschubfinanzierung mit der ,Vorsorgeeinrichtung fiir Gesund-
heitsberufe® (GesundheitRente) abgestimmt.

Frankfurt/Dortmund, 20. April 2007

Ort, Datum Arbeitsgemeinschaft zur Regelung der Arbeitsbedingungen der
Zahnmedizinischen Fachangestellten/Zahnarzthelferinnen

Ort, Datum Verband medizinischer Fachberufe e.V.

ZAK 15.3.6




	Text1: 
	Schaltfläche5: 


